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ert werden oder international täti-
ge Firmen tricksen und dadurch 
beim Handel zwischen Firmennie-
derlassungen Steuern vermeiden. 
Die Kommission will erreichen, 
dass die in der EU ansässigen Roh-
stoffkonzerne der OECD-Forde-
rung nachkommen, über ihre Ein-
nahmen aus Entwicklungsländern 
gesondert zu berichten.

Weitere Mitteilungen zu einzelnen 
der zwölf Punkte des MDG-Fahr-
plans sollen rechtzeitig zur Juni-
Tagung der EU-Regierungschefs 
folgen, darunter auch Vorlagen zur 
besseren Abstimmung von Ent-
wicklungsvorhaben der EU einer-
seits und einzelnen Mitgliedslän-
dern andererseits. Eine verbesser-
te Wirksamkeit könne zwischen 
drei und sechs Milliarden Euro 
jährlich freimachen.

Kein Konsens – weder innerhalb 
der Kommission noch zwischen 
den EU-Ländern – besteht über die 
Art und die Verwendung „neuarti-
ger“ Finanzquellen. Berlin bevor-
zugt eine mögliche „Bankenabga-
be“ gegenüber einer Finanztrans-
aktionsteuer. Über eine solche 
Steuer wollen einige EU-Regierun-
gen dem Vernehmen nach beim 
EU-Gipfel zumindest am Rande 
sprechen. Piebalgs blieb in dieser 
Frage vage, forderte aber die 
Zweckbindung „zusätzlicher“ Ein-
nahmen für die Millenniumsziele 
und zur Bewältigung der Folgen 
des Klimawandels in den Entwick-
lungsländern. Haushälter in der 
EU und in Berlin halten jedoch das 
Stopfen von Finanzlöchern infolge 
der Bankenkrise für vordringlich.

Die europäischen Netzwerke 
nichtstaatlicher Organisationen 
begrüßten Piebalgs Vorhaben 
zwar allgemein und lobten, dass er 
die Zügel bei den säumigen Ge-
bern anziehen will. Zugleich gibt 
es Skepsis, was Piebalgs tatsäch-
lich erreichen wird. Viele der zwölf 
Punkte seien nur vage formuliert, 
kritisiert der NRO-Dachverband 
Concord Europe, und das katholi-
sche Netzwerk CIDSE hält gerade 
den Verzicht auf eine Verpflich-
tung der EU-Mitgliedstaaten auf 
das 0,7-Prozent-Ziel für den gröbs-
ten Fehler. Heimo Claasen 
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Die EU-Kommission hat einen neu-
en Ansatz zur Förderung der Ernäh-
rungssicherheit formuliert, um bis 
2015 die Halbierung des Hungers 
weltweit zu schaffen. Und auch in 
der EU-Agrarpolitik tut sich etwas.

Laut einer „Mitteilung“ der EU-
Kommission, die Leitlinien für Be-
schlüsse des Ministerrats und des 
Parlaments formuliert, soll die 
Landwirtschaft in Entwicklungs-
ländern stärker als bisher unter-
stützt werden, einschließlich For-
schung und (Aus-)Bildung. Huma-
nitäre Nothilfe soll möglichst nicht 
mehr aus EU-Überschüssen kom-
men, sondern aus regionalen Quel-
len. Für den häufigen Fall, dass Le-
bensmittel vor Ort zu kaufen sind, 
jedoch von Betroffenen nicht be-
zahlt werden können, seien Gut-
scheine oder finanzielle Unterstüt-
zung von lokalen Organisationen 
das geeignete Hilfsmittel.

In den vergangenen zwei Jahr-
zehnten ist der Anteil der Land-
wirtschaft an der öffentlichen Ent-
wicklungshilfe (ODA) der EU von 
17 Prozent auf 5 Prozent gesun-
ken; nichtstaatliche Organisatio-
nen fordern mindestens 10 Pro-
zent, Experten der Kommission 
halten sogar 20 Prozent für ange-
messen. Allerdings gibt es in die-
ser Frage deutliche Gegensätze so-
wohl in der Kommission als auch 
zwischen ihr und dem Ministerrat. 
Denn hoch im Kurs bei EU-Ent-
wicklungspolitikern stehen zum 
Beispiel auch große Infrastruktur-
projekte wie Fernstraßen, Elektri-
zitätsnetze und Datenleitungen. 

Nichtstaatliche Organisationen 
begrüßen, dass die Kommission in 
ihrer Mitteilung zur Ernährungssi-
cherheit auch die Frage der Land-
rechte aufgreift. Brüssel will mit 
der Afrikanischen Union über das 
Problem der Landnahmen durch 
große Investoren sprechen. Sie 
bleibt aber nach Ansicht der kir-
chennahen Netzwerke APRODEV 
und CIDSE zu unbestimmt in der 

Frage, wie es die EU selbst bei 
Großprojekten wie dem Bau von 
Staudämmen oder der Vergabe 
großer Flächen an auswärtige In-
vestoren hält. Laut der Hilfsorgani-
sation ActionAid haben europäi-
sche Firmen inzwischen fünf Milli-
onen Hektar in Entwicklungslän-
dern unter Vertrag genommen. Die 
NGO-Netzwerke fordern deshalb, 
dass die EU bei Investitionen aus 
Europa die Einhaltung sozialer und 
traditioneller Rechte überwacht. 

Wie hält die EU es mit 
Großprojekten aus Europa?
Noch ungenauer bleibt die Kom-
mission nach Ansicht von CIDSE 
und APRODEV in ihrer Mitteilung 
zum Agarhandel. Immerhin wer-
den in einem begleitenden Papier 
die zerstörerischen Folgen der Ver-
marktung von EU-Überschüssen 
für die Landwirtschaft in Entwick-
lungsländern angesprochen. Die 
Kommission befürwortet vorsich-
tig, Partnerländer dabei zu unter-
stützen, ausgleichende Maßnah-
men gegen Marktexzesse vorzu-
nehmen – wenn auch lediglich 
„im Rahmen der WTO-Regeln“, 
was beispielsweise Importbe-
schränkungen ausschließt

Prinzipiell sei eine „ökologisch effi-
ziente und intensivierte kleinbäu-
erliche Landwirtschaft“ zu unter-
stützen und als Grundlage der Er-
nährungssicherheit in den Ent-
wicklungsländern anzustreben, 
sagte EU-Entwicklungskommissar 
Andris Piebalgs auf einer Presse-
konferenz Ende April. Und, fuhr 
Piebalgs überraschend fort, eine 
auf ökologischen Raubbau gegrün-
dete EU-Überschussproduktion sei 
auch für Europa schädlich.

Damit greift Piebalgs in die schon 
jetzt heftige Diskussion um die 
Neuordnung der EU-Agrarpolitik 
ab 2013 ein. Agrarreformer in der 
EU-Kommission und in den Regie-
rungen von EU-Schlüsselstaaten 
in diesem Bereich wie Frankreich, 
Großbritannien und Polen finden 
sich inzwischen auf einer Linie. Sie 
wollen die Exportförderung ab-
schaffen und die allgemeinen Sub-
ventionen von Mengen und Prei-
sen vollständig lösen und auf di-
rekte und indirekte Zahlungen an 
Land- und Forstwirte beispielswei-
se für Umweltziele umstellen – vo-
rausgesetzt, der gegenwärtige Ge-
samtbetrag bleibt erhalten.  
 Heimo Claasen

Nahrungsmittelhilfe aus der EU für Äthiopien. Die EU-Kommission sagt, sie 
wolle Hilfsgüter künftig vor allem vor Ort einkaufen.
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